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KOSTENMINDERUNGSPFLICHT

Wie hoch dürfen Verwahrungskosten  
für ein Kfz-Kennzeichen sein?
|  Kosten in Höhe von 2.331 Euro für die Verwahrung eines Kfz-Kennzeichens für die Dauer von 
nahezu einem Jahr sind unverhältnismäßig. Das hat das Verwaltungsgericht (VG) Trier ent-
schieden.  |

Das war geschehen
Im Dezember 2020 stellten Polizeibeamte des beklagten Landes Rheinland-Pfalz im Rahmen 
einer allgemeinen Verkehrskontrolle ein Kfz-Kennzeichen des Klägers sicher, da die EU-Ken-
nung des Kennzeichens mit schwarzer Folie abgeklebt war und die Stempelplakette fehlte.  
Im Januar 2021 forderte der Beklagte den Kläger auf, mitzuteilen, ob er der Entsorgung des  
sichergestellten Kfz-Kennzeichens zustimme. Zugleich wurde er darauf hingewiesen, dass eine 
Verwahrungsgebühr von 7 Euro pro Tag anfalle. Eine Reaktion erfolgte hierauf nicht. Im Dezem-
ber 2021 teilte der Beklagte dem Kläger sodann mit, dass nun die Verwertung des sichergestell-
ten Kfz-Kennzeichens beabsichtigt sei. Dem stimmte der Kläger zu, da er ohnehin davon aus-
gegangen sei, dass dies bereits geschehen sei. Die Aufforderung vom Januar 2021 sei ihm nicht 
zugegangen. In der Folgezeit setzte das beklagte Land die Kosten der bis dahin erfolgten Ver-
wahrung in Höhe von 2.331 Euro (333 Tage je 7 Euro) fest. Nach erfolglosem Widerspruchsver-
fahren hat der Kläger gegen den Gebührenbescheid Klage erhoben.

Verwaltungsgericht: Unverhältnismäßigkeit bei geringwertigem Gegenstand
Das VG hat den streitgegenständlichen Gebührenbescheid aufgehoben. Der Beklagte sei zwar 
dem Grunde nach zur Gebührenerhebung für eine Verwahrung berechtigt, wobei hierfür nach 
den maßgeblichen Vorschriften grundsätzlich Gebühren in Höhe von 7 bis 21,50 Euro pro Tag 
erhoben würden. Im zu beurteilenden Einzelfall sei jedoch die Gebührenerhebung im Hinblick 
auf den konkret zugrunde gelegten Zeitraum (333 Tage) vor dem Hintergrund der Kostenminde-
rungspflicht des beklagten Landes unverhältnismäßig. Bei geringwertigen verwahrten Gegen-
ständen – von solchen sei jedenfalls bei einem Wiederschaffungswert von unter 50 Euro auszu-
gehen –, an denen kein erkennbares ideelles Interesse bestehe, sei es nach der Systematik der 
maßgeblichen Vorschriften angezeigt, nach Sicherstellung die Verwertung bzw. Vernichtung in 
einem verhältnismäßigen Zeitraum vorzunehmen.

Kfz-Kennzeichen hätte verwertet bzw. vernichtet werden müssen
Im vorliegenden Einzelfall wären bei einem Kfz-Kennzeichen, das zu Preisen von unter 10 Euro 
erworben werden könne, 14 Tage erforderlich aber auch ausreichend gewesen, um zu ermitteln, 
ob die Voraussetzungen für die Verwertung bzw. Vernichtung vorgelegen hätten. Da der  
Beklagte keine entsprechenden Maßnahmen ergriffen habe, um die Verwahrung umgehend 
nach Sicherstellung zu beenden, seien die festgesetzten Verwahrungsgebühren rechtswidrig 
und der Bescheid daher aufzuheben.

QUELLE  |  VG Trier, Urteil vom 27.7.2022, 8 K 728/22.TR, PM 20/22

SONDERPARKPLATZNUTZUNG

Wenn der Stempel auf der Parkberechtigung verblasst …
|  Wer trägt die Kosten, wenn ein Auto abgeschleppt wird, weil der Stempel auf der Park
berechtigung durch die Sonneneinstrahlung verblichen ist? Diese Frage hat das Landgericht 
(LG) Koblenz jetzt entschieden.  |
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AUSFALLERSCHEINUNGEN IM STRASSENVERKEHR

Unbewusste Drogeneinnahme? So leicht kann man  
das Gericht nicht überzeugen!
|  Behauptet ein unter Einfluss von Drogen stehender Führerscheininhaber, er habe die Dro-
gen unbewusst zu sich genommen, bedarf es detaillierter, in sich schlüssiger und von Anfang 
an widerspruchsfreier Darlegungen, die einen solchen Geschehensablauf als ernsthaft  
möglich erscheinen lassen. Dies entschied das Verwaltungsgericht (VG) Koblenz und lehnte 
einen gegen die Entziehung der Fahrerlaubnis gerichteten Eilantrag ab.  |

Der Kläger darf Sonderparkplätze für Schwerbehinderte nutzen. Im Jahr 2020 erhielt er zum 
Nachweis dieser Berechtigung von der Stadt B., der Beklagten, einen Parkausweis, den er an 
der Windschutzscheibe seines Autos befestigte. Am 7.7.2021 stellte der Kläger sein Auto an  
einem Bahnhof auf einem Parkplatz ab, der Schwerbehinderten vorbehalten war. Zu diesem 
Zeitpunkt war kein Dienstsiegel der Beklagten auf dem Parkausweis erkennbar. Wegen des 
fehlenden Stempels ließ das Ordnungsamt den Wagen abschleppen und stellte dem Kläger  
dafür Kosten in Höhe von rund 260 Euro in Rechnung.

Der Kläger meinte, die Beklagte müsse die Kosten für das Abschleppen und seine Anwaltskos-
ten übernehmen. Sie habe ihm einen mangelhaften Ausweis ohne Stempel ausgestellt. Wenn 
ursprünglich ein Stempel existiert habe, sei er viel zu rasch verblasst, weil die Stadt eine fal-
sche Stempelfarbe verwendet habe. Daher sei die Beklagte für das Geschehen verantwortlich.

Die Beklagte verweigerte die Kostenübernahme. Sie argumentierte, der Parkausweis sei bei 
Übergabe mit einem gut sichtbaren Dienstsiegel versehen gewesen, das offenbar durch das 
Sonnenlicht verblasst sei. Es sei eigens beschaffte, angeblich lichtbeständige Stempelfarbe 
verwendet worden. Wenn der Kläger den Ausweis der direkten Sonneneinstrahlung ausgesetzt 
habe und dadurch der Stempel verschwunden sei, habe er sich rechtzeitig um eine Erneuerung 
kümmern müssen.

Das LG hat die Klage abgewiesen. Nach einer Vernehmung der Ehefrau des Klägers und eines 
Mitarbeiters der Stadtverwaltung zeigte es sich überzeugt, dass der Parkausweis zunächst ord-
nungsgemäß gestempelt war. Der Beklagten könne auch nicht vorgeworfen werden, dass die 
Stempelfarbe anschließend innerhalb weniger Monate im Sonnenlicht so verblichen sei, dass 
das Siegel nicht mehr erkennbar war. Die Behörde müsse die Stempel so anbringen, dass sie 
bei Ausstellung des Ausweises leserlich seien. Wenn der Aufdruck später durch die Sonne ver-
blasse, falle das in den Verantwortungsbereich des Bürgers. Es stelle – so das LG – keine 
Pflichtverletzung dar, wenn die Behörde keine lichtbeständige Farbe verwende.

Der Kläger habe selbst dafür sorgen müssen, dass der unleserlich gewordene Parkausweis 
erneuert werde. Das habe er bei in der Vergangenheit verblichenen Stempeln auch bereits 
mehrfach so gehandhabt. Und spätestens nach einem Hinweis des Ordnungsamtes der Stadt K. 
im April 2021 sei ihm bekannt gewesen, dass der Ausweis nicht mehr in Ordnung war. Auch  
wegen dieses weit überwiegenden Mitverschuldens müsse der Kläger in jedem Fall die  
Abschleppkosten allein tragen.

Das LG Koblenz hat die Klage abgewiesen.

QUELLE  |  LG Koblenz, Urteil vom 4.7.2022, 1 O 328/21
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Das war geschehen
Der Antragsteller wurde bei einer Verkehrskontrolle mit drogentypischen Ausfallerscheinungen 
angetroffen. Vor Ort durchgeführte Drogenschnelltests reagierten positiv auf die Stoffgruppe 
Amphetamin. Als die anschließende Blutuntersuchung dieses Ergebnis bestätigte und eine  
erhebliche Amphetaminkonzentration im Blut des Antragstellers ergab, entzog ihm die zustän­
dige Fahrerlaubnisbehörde aufgrund seiner Ungeeignetheit zum Führen von Kraftfahrzeugen 
die Fahrerlaubnis und verpflichtete ihn zur Abgabe seines Führerscheins. Gegen diese für  
sofort vollziehbar erklärten Anordnungen erhob der Antragsteller Widerspruch. Um die Vollzie­
hung vorläufig zu stoppen, stellte er außerdem einen Eilantrag beim VG.

Verwaltungsgericht: ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen
Das VG lehnte seinen Antrag ab. Die Entziehung der Fahrerlaubnis sei voraussichtlich rechtmä­
ßig. Denn der Antragsteller habe sich aufgrund der Einnahme von Amphetamin als ungeeignet 
zum Führen von Kraftfahrzeugen erwiesen. Zum Ausschluss der Fahreignung genüge bereits 
die einmalige Einnahme harter Drogen, wozu Amphetamin gehöre. Der Behauptung des  
Antragstellers, die Droge sei ohne sein Wissen in ein Getränk gemischt worden, könne nicht 
gefolgt werden. Dass Dritte einer Person Betäubungsmittel verabreichen, sei nach allgemeiner 
Lebenserfahrung nicht wahrscheinlich.

Behauptung einer unbewussten Drogeneinnahme war nicht glaubhaft
Die Behauptung einer unbewussten Drogeneinnahme sei daher nur glaubhaft, wenn überzeu­
gend dargelegt werden könne, dass dem Auffinden von Betäubungsmitteln im Körper ein Kon­
takt mit Personen vorangegangen sei, die zumindest möglicherweise einen Beweggrund gehabt 
haben könnten, dem Fahrerlaubnisinhaber heimlich Drogen beizubringen. Und es müsse noch 
naheliegen, dass der Betroffene die Aufnahme des Betäubungsmittels nicht bemerkt hat.

Beifahrer wollte „helfen“
Diese Voraussetzungen lägen hier nicht vor. Die eidesstattliche Versicherung des Beifahrers, 
heimlich Amphetamin in die Bierflasche des Antragstellers gegeben zu haben, sei wenig plau­
sibel. Ein nachvollziehbares Motiv für eine solche Handlungsweise ergebe sich weder aus der 
eidesstattlichen Versicherung noch aus dem Vorbringen des Antragstellers.

Auffälligkeiten auch schon in der Vergangenheit
Vor dem Hintergrund, dass dem Antragsteller bereits in der Vergangenheit wegen des Führens 
eines Fahrzeugs unter Amphetamineinfluss die Fahrerlaubnis entzogen worden sei und ihm 
deshalb die sich daraus ergebenden Konsequenzen bekannt gewesen seien, sei die Behauptung 
des unbewussten Drogenkonsums nicht glaubhaft, wenn er dies erst nach der Entziehung  
seiner Fahrerlaubnis sieben Wochen nach der Verkehrskontrolle mitteile. Es sei auch unwahr­
scheinlich, dass ein Beifahrer dem Führer eines Pkw heimlich Amphetamin verabreiche und 
dadurch eine Gefährdung des eigenen Lebens und der eigenen körperlichen Unversehrtheit in 
Kauf nehme. Angesichts der hohen Amphetaminkonzentration in seinem Blut sowie seiner Aus­
fallerscheinungen könne ferner nicht davon ausgegangen werden, dass der Amphetaminkon­
sum vom Antragsteller unbemerkt geblieben sei.

Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten die Beschwerde an das Oberverwaltungs­
gericht (OVG) Rheinland-Pfalz zu.

QUELLE  |  VG Koblenz, Beschluss vom 9.8.2022, 4 L 680/22.KO, PM 29/22


